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1. FERIENJOBS:  Was dürfen Kinder steuerfrei verdie nen? 
Zu Beginn der Ferien wird alljährlich die Frage gestellt, wieviel Kinder in den Ferien verdienen dürfen, 
ohne dass deren Eltern Gefahr laufen, die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag  zu verlie-
ren. Zur Beantwortung soll folgende Übersicht Klarheit schaffen: 
• Kinder bis zur Vollendung des 19. Lebensjahres dürfen ganzjährig beliebig viel  verdienen, 

ohne dass bei den Eltern die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag gefährdet sind.  
• Kinder über 19 Jahre müssen darauf achten, dass das nach dem laufenden Einkommensteuertarif 

zu versteuernde Jahreseinkommen (nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen, Werbungskos-
ten, Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen) € 10.000 nicht überschreitet, um die 
Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag nicht zu verlieren. Dies gilt unabhängig davon, ob 
das Einkommen in den Ferien oder außerhalb der Ferien erzielt wird.  
Das bedeutet, dass das Kind umgerechnet Gehaltseinkünfte von insgesamt bis zu brutto rd 
€ 12.480 pro Jahr  (Bruttogehalt ohne Sonderzahlungen unter Berücksichtigung von SV-Beiträgen 
bzw. Werbungskosten- und Sonderausgabenpauschale) bzw. einschließlich der Sonderzahlun-
gen brutto rd € 14.560 pro Jahr verdienen kann, ohne dass die Eltern um die Familienbeihilfe und 
den Kinderabsetzbetrag bangen müssen. Sollte das zu versteuernde Einkommen des Kindes € 
10.000 überschreiten, wird die Familienbeihilfe nur um den übersteigenden Betrag vermindert  
und ist zurückzuzahlen. 

 
Beispiel: Ein Student hat am 10.6.2017 das 19. Lebensjahr vollendet. Daher ist im Jahr 2017 erstmals 
das Einkommen des Kindes relevant. Beträgt das steuerpflichtige Einkommen im Jahr 2017 insgesamt 
zB € 10.700 wird die Familienbeihilfe nur mehr um € 700 gekürzt. 
 
TIPP: Zu beachten ist, dass für die Beurteilung, ob Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag zustehen, 
sämtliche der Einkommensteuer unterliegenden Einkün fte  herangezogen werden. Daher sind bei-
spielsweise auch Vermietungseinkünfte oder Sonstige Einkünfte zu berücksichtigen. Nur Waisenpensio-
nen sowie einkommensteuerfreie Bezüge und endbesteuerte Einkünfte bleiben außer Ansatz. 
 
In diesem Zusammenhang möchten wir noch auf folgende Besonderheiten  aufmerksam machen: 
• Ein zu versteuerndes Einkommen, das in Zeiträumen erzielt wird, für die kein Anspruch auf 

Familienbeihilfe besteht  (zB bei vorübergehender Einstellung der Familienbeihilfe, weil die vorge-
sehene Studienzeit in einem Studienabschnitt abgelaufen ist), ist konsequenter Weise nicht in die 
Berechnung des Grenzbetrages einzubeziehen.  

• Nicht ungefährlich ist es, wenn die Eltern den zu hohen Verdienst ihres Kindes nicht pflichtgemäß 
dem Finanzamt melden . Wer eine solche Meldung unterlässt, riskiert zusätzlich zur Rückforderung 
der Familienbeihilfe und des Kinderabsetzbetrages auch eine Finanzstrafe!  

 
 
Für den (Ferial)Praktikanten  selbst ist Folgendes zu beachten: 
Bis zu einem monatlichen Bruttobezug von € 425,70 (Wert 2017) fallen wegen geringfügiger Be-
schäftigung  keine Dienstnehmer-Sozialversicherungsbeiträge an. Liegt der Monatsbezug über dieser 
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Grenze, werden dem Kind die vollen SV-Beiträge abgezogen. Allerdings kann es bei niedrigen Einkünf-
ten bei der Veranlagung zu einer SV-Rückvergütung (auch als „Negativsteuer “ bezeichnet) kommen. 
Danach können 50% der SV-Beiträge bis max. € 400  p.a. (€ 500 p.a. mit Pendlerpauschale) vom Fi-
nanzamt vergütet werden.  
 
Bei Ferialjobs in Form von Werkverträgen oder freien Dienstverträgen , bei denen vom Auftraggeber 
kein Lohnsteuerabzug vorgenommen wird, muss ab einem Jahreseinkommen  (Bruttoeinnahmen ab-
züglich der mit der Tätigkeit verbundenen Ausgaben) von € 11.000 für das betreffende Jahr eine Ein-
kommensteuererklärung abgegeben werden. Eine Ferialbeschäftigung im Werkvertrag bzw. freien 
Dienstvertrag unterliegt grundsätzlich auch der Umsatzsteuer (im Regelfall 20%). Umsatzsteuerpflicht 
besteht jedoch erst ab einem  Jahresumsatz (= Bruttoeinnahmen inklusive 20% Umsatzsteuer) von mehr 
als € 36.000 (bis dahin gilt die unechte Steuerbefreiung für Kleinunternehmer). Eine Umsatzsteuererklä-
rung muss bei Umsätzen über € 30.000 netto abgegeben werden.  
 

2. Was ist bei Reisen aus EU-Ländern und Drittstaat en zu beachten? 
Sommerzeit bedeutet auch für viele Reisezeit. Wenn Sie von einer Auslandsreise zurückkehren, stellt 
sich die Frage, welche Waren können abgabenfrei mitgebracht werden? Dies hängt im Wesentlichen 
davon ab, ob sie aus dem EU-Raum oder aus einem Drittland kommen. 
 
Einreise nach Österreich aus einem EU-Land: 
Reisende müssen grundsätzlich für in der EU gekaufte Waren bei einem Grenzübertritt innerhalb der 
EU keine Abgaben mehr bezahlen (freier Warenverkehr). Ausnahmen bestehen bei Tabakwaren und 
Alkohol, wenn diese im Reisegepäck zum Eigenbedarf eingeführten Waren die persönlichen Richt-
mengen überschreiten. Werden die Mengen überschritten, muss dargelegt werden, dass die Waren 
für einen privaten Bedarf bestimmt sind. 
 
Einreise aus einem Land außerhalb der EU (Drittland ): 
Reisende, die aus einem Drittland nach Österreich einreisen, haben den Zoll zu passieren und alle 
eingeführten Gegenstände, die die Reisefreimengen überschreiten, zu deklarieren. Die persönliche 
Reiseausrüstung, die bereits bei der Ausreise in ein Drittland mitgeführt wurde, kann abgabenfrei und 
formlos nach Österreich eingeführt werden.  
 
 
Abgabenfreie Einfuhr: 
 

 
 Richtmengen EU Drittstaaten 

Tabak 
 

(ab einem Alter von 17 Jahren)   

 Zigaretten       800 Stück  *) 200 Stück 
oder Zigarillos 400 Stück 100 Stück 
oder Zigarren 200 Stück   50 Stück 
oder Rauchtabak 1.000 g 250 g 

Alkohol  
 

(ab einem Alter von 17 Jahren)   

 > 22 % vol  10 Liter  1 Liter 
oder < 22 % vol alkoholische Ge-

tränke 
20 Liter  2 Liter 

und nichtschäumende Weine 
davon Schaumwein 

90 Liter 
davon max 60 Liter 

 4 Liter 

und Bier 110 Liter 16 Liter 
Andere Waren     

 Flugreise € 430  
 Landweg € 300  
 Personen unter 15 Jahren € 150  

 
*) Für Zigaretten im Reisegepäck aus Ungarn, Kroatien, Lettland, Litauen, Rumänien und Bulgarien beträgt die Freimenge 
300 Stück. 
 
Beachten Sie aber, dass es für die Einfuhr von Tieren, Pflanzen, Lebensmitteln, Waffen und vielen 
anderen Waren weitere Beschränkungen und Verbote gibt. Und vergessen Sie nicht, dass die persön-
lichen Reisefreigrenzen bei mehreren Reisenden (zB eine Familie) nicht zusammengerechnet werden 
dürfen. 
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TIPP: es empfiehlt sich bei neu gekauften Gegenständen (wie zB Fotoausrüstung, Laptop, Golf- oder 
Skiausrüstung) den Kaufbeleg mitzuführen. Achtung bei Produktfälschungen (Medikamente, Textilien, 
Taschen), diese werden abgenommen und vernichtet. Eine Strafe droht ebenfalls. 
 
Bargeld 
Und vergessen Sie nicht, dass alle Personen, die in die EU einreisen oder aus ihr ausreisen und 
Barmittel von € 10.000 oder mehr (oder den Gegenwert in anderen Währungen oder anderen leicht 
konvertiblen Werten wie auf Dritte ausgestellte Schecks) mit sich führen, diesen Betrag bei den Zoll-
behörden anmelden müssen. Die Zollbehörden sind ermächtigt, natürliche Personen, ihr Gepäck und 
ihre Verkehrsmittel zu kontrollieren und nicht angemeldetes Bargeld einzubehalten. Zusätzlich drohen 
empfindliche Strafen (bei vorsätzlicher Begehung bis zu höchstens € 100.000, bei fahrlässiger Bege-
hung bis zu höchstens € 10.000). 
 
 

3. Höchstgerichtliche Entscheidungen 
 
VwGH zur 1.000 m²-Grenze bei der Hauptwohnsitzbefre iung 
Nach der Verwaltungspraxis erfasst die Hauptwohnsitzbefreiung bei der Immobilienertragsteuer ne-
ben dem Gebäude lediglich Grund und Boden im maximalen Ausmaß von 1.000 m². Das BFG hat in 
einem konkreten Fall davon abweichend die Ansicht vertreten, dass Grundstücke jeglicher Größe von 
der Hauptwohnsitzbefreiung umfasst sind. Aufgrund einer Amtsrevision des Finanzamts hat nun der 
VwGH entschieden, dass von der Hauptwohnsitzbefreiung lediglich das Gebäude, jene Grundfläche 
auf der das Gebäude steht sowie jene Fläche, welche nach der Verkehrsauffassung mit dem Gebäude 
eine Einheit bildet, erfasst sei. Die Grundfläche, die über einen üblichen Bauplatz hinausgehe, sei 
nicht von der Hauptwohnsitzbefreiung erfasst. Anhand dieser Entscheidung ist wohl davon auszuge-
hen, dass die bisherige Verwaltungspraxis, maximal 1.000 m² des Grundstücks der Hauptwohnsitz-
befreiung zuzuordnen, weiter Geltung haben wird. 
 
VwGH zur begünstigten Besteuerung der gesetzlichen Abfertigung 
Der VwGH hat entschieden, dass eine wesentliche Erhöhung des Gehalts wenige Monate vor Been-
digung des Dienstverhältnisses – ohne dass dies durch Zusatzaufgaben des Dienstnehmers begrün-
det wäre – nicht dazu führen kann, dass die auf Basis dieser erhöhten Bezüge berechnete  Abfertigung 
als gesetzliche Abfertigung mit den begünstigten Steuersätzen versteuert werden kann. In den vorlie-
genden Fall wurden die Gehälter teilweise mehr als verdoppelt. 
 
 

4. Splitter 

4.1 Einschränkung beim Kündigungsschutz älterer Arb eitnehmer 
Damit ältere Arbeitnehmer leichter einen neuen Arbeitsplatz finden können, hat der Gesetzgeber be-
reits mit 1.1.2004 verfügt, dass das höhere Alter bei Arbeitnehmern, die bereits das 50. Lebensjahr 
vollendet haben, im Rahmen einer Kündigungsanfechtung nicht zu berücksichtigen ist. Dies galt bis-
lang aber nur bis zum Ablauf des zweiten Beschäftigungsjahres im Betrieb. Diese Zweijahresfrist 
wurde nun mit Wirkung ab dem 1.7.2017 gestrichen. Damit sind bei über 50jährigen Arbeitnehmern, 
die ab dem 1.7.2017 eingestellt werden, die zu erwartenden Schwierigkeiten der Wiedereingliederung 
in den Arbeitsprozess aufgrund des höheren Lebensalters bei einer Kündigungsanfechtung während 
der gesamten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht zu berücksichtigen. Hoffentlich motiviert diese 
Kündigungserleichterung nun vermehrt zur Anstellung älterer Arbeitnehmer. 
 

4.2 Schweizer UID-Nummer als Nachweis der Unternehm ereigenschaft   
Bestimmte Dienstleistungen sind, wenn sie an Unternehmer mit Sitz außerhalb des Steuergebietes 
(Österreichs) erbracht werden, am Sitz des Leistungsempfängers steuerbar und steuerpflichtig. Als 
Nachweis der Unternehmereigenschaft gilt bei Kunden innerhalb der Europäischen Union die über-
prüfte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (UID). Der Nachweis der umsatzsteuerlichen Unterneh-
mereigenschaft eines ausländischen (nicht EU) Unternehmers ist meist sehr aufwendig.  
 
Zumindest für den Nachweis der Unternehmereigenschaft von Schweizer Unternehmern gibt es nun-
mehr eine wesentliche Erleichterung. Dieser kann nämlich künftig durch die Schweizer UID-Nummer 
erfolgen. Vorweg ist festzuhalten, dass es sich bei der Schweizer UID-Nummer (Umsatzsteuer-Iden-
tifikationsnummer) um eine eigene, nationale Schweizer Steuernummer handelt, die keinesfalls mit 
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den UID-Nummern der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union verwechselt werden darf. Nach An-
sicht der österreichischen Finanzverwaltung kann im Verhältnis zur Schweiz die Schweizer UID-Num-
mer als Nachweis der Unternehmereigenschaft herangezogen werden, wenn die folgenden Voraus-
setzungen erfüllt werden: 

• Eine Schweizer UID-Nummer mit der UID-Ergänzung „MwSt.“ verwendet wird. 
• Bei der Schweizer UID-Nummer im Schweizer UID-Register (https://www.uid.admin.ch) un-

ter den Mehrwertsteuerdaten der Status des MwSt.-Registers als „aktiv“ eingetragen ist. 
• Die Überprüfung und Dokumentation der Gültigkeit der Schweizer UID-Nummer, des Namens 

und der Anschrift des Leistungsempfängers (vergleichbar mit der UID-Bestätigung Stufe 2 
über FinanzOnline) erfolgt. 

Der Ausdruck aus dem Schweizer UID-Register stellt bei Erfüllung der obigen Kriterien einen Unter-
nehmernachweis des Leistungsempfängers dar. In weiterer Folge gilt der Schweizer Leistungsemp-
fänger umsatzsteuerlich als Unternehmer und es treten die Rechtsfolgen der Leistungserbringung an 
Unternehmer (z.B. Leistungsortregelungen) ein. 
 
 

5. Termine  

5.1 Termin 30.6.2017 
Vorsteuerrückerstattung in Drittländern 
Die Frist für die Erstattung von Vorsteuern in Drittländern endet am 30.6.2017 (Achtung Fallfrist). Die 
Verfahren sind je nach Land durchaus unterschiedlich.  
 
TIPP: Vergessen Sie nicht, vorsichtshalber die einzureichenden Originalrechnungen zu kopieren. Er-
fahrungsgemäß kennen zwar viele Drittstaaten grundsätzlich ein Erstattungsverfahren, sind aber bei 
der tatsächlichen Rückerstattung eher restriktiv. 
 
TIPP: Will man sich die in der Schweiz bezahlten Umsatzsteuern rückerstatten 
lassen, muss man die amtlichen Formulare Nr. 1222 und 1223 verwenden (diese 
finden Sie unter), https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/mehrwertsteuer/dienst-
leistungen/formulare-pdf.html#-719672166),  

einen Schweizer steuerlichen Vertreter benennen und den Antrag mit den Originalbelegen und einer 
Unternehmerbescheinigung bei der eidgenössischen Steuerverwaltung einbringen. Es kann nur ein 
Antrag pro Jahr mit einer Mindesterstattungssumme von CHF 500 gestellt werden.  
Weitere Details finden Sie unter 
https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/mehrwertsteuer/fachinformatio-
nen/vatrefund---tax-free/vat-refund.html 
  

 
 

5.2 Termin 30.9.2017 
Vorsteuererstattung in EU-Mitgliedsstaaten bis 30.9 .2017 
Österreichische Unternehmer , die Vorsteuern des Jahres 2016 in EU-Mitgliedstaaten geltend 
machen wollen, haben bis 30.9.2017  Zeit, ihre Anträge ausschließlich elektronisch über FinanzOnline 
einzureichen. Grundsätzlich ist die Übermittlung der jeweiligen Papierrechnungen/Einfuhrdokumente 
- bedingt durch das elektronische Verfahren und die Standardisierung des Erstattungsantrages - nicht 
mehr erforderlich. Ausnahme:  Der Erstattungsmitgliedstaat kann bei Rechnungen über € 1.000 (bzw. 
Kraftstoffrechnungen über € 250) verlangen, dass zusammen mit dem Erstattungsantrag auf elektro-
nischem Wege eine Kopie der Rechnung oder des Einfuhrdokuments übermittelt wird. Unterjährig 
gestellte Anträge müssen Vorsteuern von zumindest €  400 umfassen. Bezieht sich ein Antrag auf ein 
ganzes Kalenderjahr  bzw. auf den letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, so müssen die Erstat-
tungsbeträge zumindest €  50 betragen.  
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